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Vernehmlassung 

Entlastungsprogramm Kanton Appenzell Ausserrhoden in Gesetz und Verordnungen 

 

 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken für die Einladung zur Vernehmlassung. 

 

Da auf den Antwortformularen keine allgemeine Bemerkungen zum Entlastungsprogramm 

gemacht werden können äussert sich die EVP AR hier mit einigen grundsätzlichen Überlegun-

gen. 

Seit bald zwei Jahren ist die mehr oder weniger ausgeprägte Schieflage des Kantons bekannt. 

Auch wenn die EVP die Situation aufgrund des vorhandenen Bilanzüberschusses nicht als dra-

matisch bezeichnet, sind Anstrengungen notwendig, um mittelfristig ausgeglichene Ergeb-

nisse zu schreiben. 

Die von der Kommission Finanzen geäusserte Erwartung, Einsparungen nicht durch Kosten-

verlagerungen zu realisieren, werden schlicht nicht erfüllt. Die vorgelegten Entlastungsmass-

nahmen sind einerseits viel zu klein, um eine merkliche Entlastung zu erzielen und anderer-

seits reine Kostenverlagerungen, was wir im Sinne einer ganzheitlichen Sicht auf die Staats-

ebenen ablehnen. 

Die EVP verschliesst sich einer echten Diskussion für die Entlastung des Staatshaushaltes 

nicht. Die Vergangenheit hat jedoch gezeigt, dass einerseits viele Einsparungen in Bereichen 

machen wollen, welche nicht beeinflusst werden können, z.B. bei der Gesundheit oder der so-

zialen Sicherheit, weil dies auf Bundesebene geregelt ist. Andererseits wird Sparen vor allem 

dort verlangt wird, wo es ‘nicht weh tut’, was kaum möglich ist. 
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Forderung nach Transparenz als Basis für eine echte Entlastungsdiskussion 

 

Aus Sicht der EVP AR braucht es nun eine Übersicht über alle Ausgaben ab z.B. 200'000 (Vor-

schlag) die wie folgt kategorisiert werden: 

1. Ausgaben, welche durch Bundesgesetze oder interkantonale Vereinbarungen definiert 

sind und nicht eigenständig verändert werden können (z.B. Spitalfinanzierung, Finan-

zierung Behinderteninstitutionen). 

2. Ausgaben, welche durch Bundessubventionen bestimmt sind, die nur zur Verfügung 

stehen, wenn der Kanton auch zahlt (z.B. Agglo-Programme). 

3. Ausgaben, welche Aufgrund von kantonalen Gesetzen getätigt werden müssen (z.B. 

Schule). 

4. Ausgaben, welche zwar eine gesetzliche Grundlage haben, aber im Ermessensspiel-

raum von Regierung oder allenfalls Kantonsrat liegen (z.B. Wirtschaftsförderung). 

5. Weitere Ausgaben 

 

Auf Basis dieser Auflistungen würde.: 

A) Transparenz über die nicht veränderbaren Ausgaben geschaffen. 

B) Eine Diskussion ermöglichen, welche Bundesbeteiligungen wir durch eigene Beiträge 

auslösen wollen oder nicht. 

C) Eine echte Diskussion über die Aufgaben des Kantons und die Qualitätsanforderungen 

welche wir stellen. 

 

Die EVP hofft, damit einen Beitrag zu einer echten und sachorientierten Diskussion zu leisten 

und ist bereit, diese Auseinandersetzung zu führen. 

 

Die EVP AR dankt für die Berücksichtigung der Rückmeldung im vorliegenden Schreiben. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Sig. Mathias Steinhauer 

Präsident EVP Appenzell Ausserrhoden 


